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ABSTRACT 
 

Frühverrentung in Deutschland: 
Ökonomische Anreize und institutionelle Strukturen 

 
Das durchschnittliche Rentenzugangsalter in Deutschland liegt erheblich unter der 
gesetzlichen Regelaltersgrenze. Dieser Beitrag analysiert die arbeitsmarkt- und 
rentenpolitischen Ursachen der massiven Frühverrentung. Aufbauend auf einem Überblick 
über ökonomische Konzepte der Ruhestandsentscheidung wird ein Überblick über die 
Rentenzugangspfade gegeben. Die bestehenden institutionellen Strukturen werden auf 
Anreize zur Frühverrentung hin untersucht und die empirische Relevanz dieser Anreize 
illustriert. Für die Zukunft ist ein Anstieg des Rentenzugangsalters zu erwarten, weil bereits 
beschlossene institutionelle Korrekturen Frühverrentung erschweren. Die bisher getroffenen 
Maßnahmen reichen jedoch nicht aus, um den Übergang in den Ruhestand anreizneutral zu 
gestalten. 
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Security institutions. We explain the various pathways to retirement existing in Germany, and 
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these incentives are indeed relevant. For the future, we predict that the average retirement 
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measures are not sufficient to eliminate incentives for early retirement completely. 
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1. Einführung 

Die bevorstehende Verkleinerung der erwerbstätigen Bevölkerung, die mit dem sich 

in Deutschland vollziehenden demographischen Alterungsprozess einhergeht, könnte 

die künftige Entwicklung des Lebensstandards beeinträchtigen. Probleme entstehen 

insbesondere in der Gesetzlichen Rentenversicherung, deren Budget auf der Einnah-

meseite durch eine Verknappung des Arbeitsangebots und zugleich auf der Ausgabe-

seite durch eine wachende Zahl von Rentnern belastet wird. Als Folge der Umlagefi-

nanzierung des Rentensystems verschlechtert sich demographisch bedingt die 

Relation zwischen den laufenden Beitragseinnahmen und den Zahlungsverpflichtun-

gen. 

Eine Möglichkeit, die demographische Belastung der Rentenversicherung zu 

verringern, ist die Erhöhung der gesetzlichen Regelaltersgrenze für den Rentenbezug. 

Dies würde die Zahl der Erwerbstätigen erhöhen und die Zahl der Rentenbezieher 

vermindern. Gemäß Börsch-Supan (1998) könnte eine Anhebung des Rentenzu-

gangsalters auf im Durchschnitt 69 Jahre den durch den Alterungsprozess bedingten 

Beitragssatzanstieg in der Gesetzlichen Rentenversicherung aufhalten. Dies setzt 

allerdings voraus, dass die mit einem späterem Renteneintritt verlängerte Beitragspe-

riode im Erwerbsleben nicht zu einer äquivalenten Erhöhung der Rentenzahlungen 

im Ruhestand führt. Ökonomisch betrachtet ist eine Politik, die das Rentenzugangsal-

ter ohne entsprechende Steigerungen der geleisteten Renten erhöht, gleichbedeutend 

mit einer Politik zur Absenkung des Rentenniveaus (vgl. Breyer/Kifmann, 2001). Es 

stellt sich daher grundsätzlich die Frage, warum statt der impliziten Senkung der 

Renten durch längere Lebensarbeitszeit keine explizite Kürzung vorgenommen wird. 

Solange Optionen zum vorzeitigen Renteneintritt bestehen, erscheint eine Er-

höhung des gesetzlichen Renteneintrittsalter im übrigen weniger vordringlich zu sein 

als Maßnahmen, die auf eine Steigerung des effektiven Rentenzugangsalters zielen. In 

Deutschland liegt das durchschnittliche Alter beim Eintritt in den Ruhestand derzeit 

deutlich unterhalb der gesetzlichen Regelaltersgrenze von 65 Jahren. Vorgezogener 

Ruhestand stellt eine Belastung der Rentenfinanzen dar, weil die Rentenversicherung 

hierbei eine versicherungsfremde Leistung erbringt, die nicht durch Beitragszahlun-

gen ihrer Mitglieder gedeckt ist. 
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Das tatsächliche Renteneintrittsalter ist das Ergebnis eines Zusammenspiels 

von push-Faktoren, insbesondere der Verschlechterung der Arbeitsmarktchancen für 

ältere Arbeitnehmer, und pull-Faktoren, wie der vom Rentensystem gesetzten Anrei-

ze für einen frühzeitigen Ruhestand oder der höheren Nachfrage nach Freizeit infolge 

höherer Einkommen. In welchem Ausmaß diese Faktoren zum Tragen kommen, 

hängt entscheidend von den institutionellen Rahmenbedingungen ab. Die am Prozess 

des Übergangs zum Ruhestand beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmer werden 

versuchen, den günstigsten Übergangspfad in den vorzeitigen Ruhestand zu finden. 

Dieser Beitrag analysiert das in Deutschland zu beobachtende Rentenzugangs-

verhalten im Zusammenhang mit den durch die bestehenden arbeitsmarkt- und ren-

tenpolitischen Institutionen gesetzten Anreizen. Dazu gibt der folgende Abschnitt 

zunächst einen Überblick über wichtige ökonomische Modelle zur Erklärung des 

Übergangs von der Erwerbsarbeit in den Ruhestand. Auf dieser Basis untersucht Ab-

schnitt 3 die bestehenden Rentenzugangspfade auf Anreize zur Frühverrentung und 

veranschaulicht die empirische Relevanz dieser Anreize. Der Beitrag schließt mit 

einem Ausblick auf künftig zu erwartende Änderungen des Rentenzugangsverhal-

tens, der schon beschlossene institutionelle Änderungen berücksichtigt. 

2 Ökonomische Modelle der Ruhestandsentscheidung 

Der Übergang in den Ruhestand, der das Ende des Erwerbslebens markiert, ist ein 

entscheidendes Ereignis im Lebensverlauf. Dieses Ereignis unterliegt wegen institu-

tioneller und sozioökonomischer Faktoren nicht vollkommen der Kontrolle des Ein-

zelnen. Innerhalb der vorgegebenen Rahmenbedingungen besteht für die handelnden 

Akteure jedoch häufig Entscheidungsspielraum. Die Entscheidung über den Ruhe-

stand unterscheidet sich dabei qualitativ in einer Reihe von Punkten von den Ar-

beitsangebotsentscheidungen, die Haushalte kontinuierlich im Verlauf ihres Erwerbs-

lebens treffen. Nach Spataro (2002) ist die Ruhestandsentscheidung 
 

– eine diskrete Wahl zwischen (zwei oder mehr) Alternativen; 

– im Allgemeinen irreversibel; 

– eine Entscheidung, die nur in einem bestimmten, gesetzlich normierten Altersin-

tervall getroffen werden kann; 
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– vorausschauend, so dass Erwartungen über die künftige Entwicklung der 

sozioökonomischen Rahmenbedingungen einbezogen werden müssen; 

– abhängig von individuellen Faktoren wie Familiengröße und Vermögen, institu-

tionellen Faktoren wie Rentenformel und Rentenanspruchsvoraussetzungen, so-

wie ökonomischen Faktoren wie Arbeitsmarkt- und Konjunkturlage; 

– sequentiell, das heißt, die Individuen müssen unter Einbeziehung der hinzukom-

menden Informationen in jeder Periode neu über den Eintritt in den Ruhestand 

entscheiden; 

– eine Entscheidung unter Unsicherheit. 
 

Fasst man diese Aufstellung zusammen, dann muss ein wirtschaftstheoretisches Mo-

dell den Eintritt in den Ruhestand als unwiderrufliche, sequentielle und diskrete 

Wahlhandlung bei Unsicherheit abbilden. Die theoretische und vor allem die empiri-

sche Behandlung dieses mikroökonomischen Entscheidungsvorgangs hat in jüngerer 

Zeit, vor allem durch die Entwicklung leistungsfähigerer ökonometrischer Verfahren, 

enorme Fortschritte gemacht. Diese Entwicklung soll im Folgenden kurz skizziert 

werden.
1
 

Die frühesten ökonomischen Modelle der Ruhestandsentscheidung sind von ei-

ner statischen Betrachtungsweise geprägt. Während Boskin/Hurd (1978) und Feld-

stein (1974) den Ruhestand als Spezialfall der gewöhnlichen Arbeitsangebotsent-

scheidung mit einem optimalen Arbeitsangebot von null Stunden auffassen, 

behandeln differenziertere statische Analysen die Ruhestandsentscheidung als Ent-

scheidungsproblem im Kontext des Lebenszyklus.
2
 Im Lebenszyklusmodell optimiert 

ein Individuum die Lebensarbeitszeit (bzw. Freizeit) in Abhängigkeit von den mit der 

getroffenen Wahl verbundenen Konsummöglichkeiten, die mit dem verbleibenden 

Lebenseinkommen finanziert werden. 

Der Trend zu früherem Eintritt in den Ruhestand kann in diesem Modell zum 

Beispiel durch ein steigendes Einkommensniveau erklärt werden. Ohne weitere An-

nahmen ist der Effekt des Erwerbseinkommens auf den Zeitpunkt des Ruhestands im 

                                                           
1
 Für umfassende Überblicke vgl. Lazear (1986) sowie aktueller Winter (1999) und Lumsdai-

ne/Mitchell (1999). 
2
  Vgl. Burbidge/Robb (1980), Gustmann/Steinmeier (1986a) und Burtless (1986), sowie Hurd 

(1990) für ein Modell mit Familienkontext. 
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Lebenszyklusmodell allerdings theoretisch unbestimmt. Ein höherer Lohn erhöht im 

Normalfall die Nachfrage nach Gütern. Ist Freizeit ein normales Gut, führt eine Ein-

kommenssteigerung zu einer Verringerung des Arbeitsangebots und damit zum frü-

heren Ruhestand (Einkommenseffekt). Andererseits wird bei einem höheren Lohn 

Freizeit, also der Verzicht auf Arbeit, relativ teurer.
3
 Dies führt in der Tendenz zu 

einer Verringerung der Freizeitnachfrage und damit zu späterem Ruhestand (Substi-

tutionseffekt). Ein negativer Zusammenhang zwischen Einkommen und Ruhestand-

salter erfordert, dass der Einkommenseffekt den Substitutionseffekt dominiert. 

Lazear (1986) weist darauf hin, dass der hier nur grob skizzierte statische Le-

benszyklusansatz eine Reihe von Defiziten aufweist. Zunächst liefert er keine über-

zeugende Beschreibung des Renteneintritts als diskrete Entscheidung zwischen Er-

werbstätigkeit und Ruhestand. Wenn man von einer kontinuierlichen Entwicklung 

des Grenznutzens aus Freizeit mit dem Alter ausgeht, wäre ein allmählich abneh-

mendes Arbeitsangebot optimal. Diese Implikation des einfachen statischen Lebens-

zyklusmodells widerspricht dem institutionell bedingten empirischen Regelfall eines 

abrupten Übergangs in den Ruhestand. 

Des weiteren beruht der statische Ansatz implizit auf realitätsfernen Vorausset-

zungen über die Institutionen der Alterssicherung. Die Operationalisierung des Mo-

dells erfordert, dass die Ruhestandsentscheidung intertemporal separierbar ist. Dies 

bedeutet, dass die Wahl des optimalen Ruhestandsalters zu jedem Zeitpunkt im Le-

benszyklus nur vom aktuellen Einkommen und von den aktuellen Rentenansprüchen 

abhängt, jedoch nicht von künftigen Einkommen und Rentenansprüchen. Wenn ne-

ben der privaten Alterssicherung eine staatliche Rentenversicherung besteht, erfordert 

intertemporale Separierbarkeit des Entscheidungsproblems nicht nur die nicht unpro-

blematische Annahme perfekter Kapitalmärkte,
4
 sondern auch, dass zusätzliche Ein-

zahlungen in die staatliche Rentenversicherung über den Lebenszyklus im Barwert zu 

Auszahlungen in gleicher Höhe führen.
5
 Nur in diesem Fall ist der Wert der indivi-

                                                           
3
  Ökonomisch betrachtet ist der Lohnsatz der Preis des Gutes Freizeit. 

4
  Auf einem perfekten Kapitalmarkt können Individuen jeden beliebigen Kredit zu jedem belie-

bigen Zeitpunkt und zu einem einheitlichen Zins bekommen. Dadurch lässt sich der Konsum-
strom über den Lebenszyklus vollständig vom aktuellen Einkommen abkoppeln. 

5
  Der Barwert beschreibt den Gegenwartswert eines zukünftigen Zahlungsstroms. Künftige Zah-

lungen haben in der Gegenwart einen geringeren Wert, weil der Betrag bis zum Fälligwerden 
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duellen Rentenansprüche unabhängig vom Alter, so dass nur gegenwärtige (oder ver-

gangene) Faktoren für die Ruhestandsentscheidung relevant sind. 

Diese Voraussetzung ist zum Beispiel bei einer als Umlageverfahren ge-

stalteten staatlichen Rentenversicherung schon wegen des zugrundeliegenden Finan-

zierungsprinzips im Allgemeinen nicht erfüllt. Beiträge zum Umlagefahren verzinsen 

sich lediglich mit der Wachstumsrate der Lohnsumme. In einer dynamisch effizienten 

Ökonomie kann die Lohnsumme jedoch nicht dauerhaft schneller wachsen als der 

Kapitalmarktzins (vgl. Samuelson, 1975). Daher muss bei einem umlagefinanzierten 

Rentensystem der Barwert der Einzahlungen im Durchschnitt über den Lebenszyklus 

kleiner sein als der Barwert der Auszahlungen. Dies gilt völlig unabhängig davon, ob 

die staatliche Trägerschaft des Rentenversicherungssystems darüber hinaus noch da-

für genutzt wird, Umverteilungsziele zu verfolgen.
6
 

Schließlich vernachlässigt die statische Perspektive, dass die Entscheidung 

über den Ruhestand unter Unsicherheit getroffen wird. Selbst wenn das Rentenversi-

cherungssystem versicherungsmathematisch neutral ist, das heißt im Durchschnitt 

über den Lebenszyklus einen Ausgleich von Beiträgen und Leistungen gewährleistet, 

hängt der optimale Zeitpunkt des Ruhestands nicht allein von aktuellen ökonomi-

schen Variablen ab, sobald Unsicherheit über die künftigen Einkommen und Renten 

besteht. Das statische Modell ist zum Beispiel nicht in der Lage, die Wirkungen einer 

unvorhergesehenen Veränderung des Arbeitslosigkeitsrisikos abzubilden. 

Um das Ruhestandsgeschehen als inhärent intertemporales Entscheidungspro-

blem angemessen zu erfassen, ist eine dynamische Perspektive erforderlich. Eine 

einfache, statistisch beschreibende Form der dynamischen Analyse ist die Untersu-

chung von Überlebensraten (survival analysis). Bei dieser Methode wird, aufbauend 

auf einer noch nicht im Ruhestand befindlichen Stichprobe, die beobachtete Länge 

des bis zum Eintritt in den Ruhestand vergehenden Zeitintervalls, also das „Überle-

                                                                                                                                                                     
der Zahlung angelegt werden kann. Der Barwert ergibt sich entsprechend durch Diskontierung 
des künftigen Zahlungsbetrags mit dem Kapitalmarktzins.  

6
  Grundsätzlich ist die Verfolgung von Umverteilungszielen in der Rentenversicherung eine 

versicherungsfremde Leistung. Systematisch korrekt wäre es, nicht beitragsbezogene Versiche-
rungsleistungen in Form steuerfinanzierter staatlicher Transfers auszuzahlen. Die Verfolgung 
von Umverteilungszielen in der Rentenversicherung ist im übrigen nicht an den Finanzierungs-
modus gebunden. Ein Kapitaldeckungsverfahren mit Umverteilung setzt, genauso wie ein Um-
lageverfahren mit Umverteilung, lediglich voraus, dass es staatlich organisiert wird und Mit-
gliedspflicht besteht (vgl. Homburg, 1988). 
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ben“ im Zustand der Erwerbstätigkeit, durch im Zeitablauf konstante oder veränder-

liche sozioökonomische Variablen erklärt, wobei diese Variablen auch die Anreize 

reflektieren, die vom herrschenden Rentensystem ausgehen.
7
 

Statistische Verfahren dieser Art sind nützlich, um Erklärungsvariablen zu 

identifizieren, die für den Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand relevant sind. Sie 

haben allerdings den entscheidenden Nachteil, dass sie den individuellen Entschei-

dungsprozess, auf dem die beobachteten Ruhestandsentscheidungen beruhen, nur in 

reduzierter Form abbilden. Damit sind diese Modelle der bekannten Kritik von Lucas 

(1976) ausgesetzt, nach der Entscheidungsregeln, die lediglich auf Basis des beob-

achteten Verhaltens geschätzt werden, nur das Verhalten unter den laufenden wirt-

schaftspolitischen Bedingungen beschreiben. Da den geschätzten Parametern kein 

explizites Verhaltensmodell zugrunde liegt, bleibt unklar, wie das Verhalten auf Än-

derungen der Rahmenbedingungen reagiert. Der Ansatz ist damit für die Evaluation 

wirtschaftspolitischer Maßnahmen ungeeignet. 

In dieser Hinsicht sind strukturelle dynamische Modelle, die das intertemporale 

Optimierungsverhalten der Akteure explizit abbilden, methodisch überlegen. Diese 

Modelle sind dadurch charakterisiert, dass der Eintritt in den Ruhestand das Ergebnis 

eines Entscheidungsprozesses ist, der zu jedem Zeitpunkt von den – erwarteten – 

Einkommen zu jedem anderen Zeitpunkt im Lebenszyklus abhängt.
8
 Dieser Ansatz 

stellt deutlich erhöhte technische Anforderungen. Ein verbreiteter, noch vergleichs-

weise einfach zu handhabender Ansatz struktureller dynamischer Analyse ist das 

Optionswertmodell nach Stock/Wise (1990). Dieses Modell verzichtet auf eine voll-

                                                           
7
  Vgl. Diamond/Hausman (1984), Hausman/Wise (1985), Meghir/Whitehouse (1997) sowie für 

Deutschland unter Verwendung des Sozio-Oekonomischen Panels Siddiqui (1997). Diese Form 
der Analyse setzt Paneldaten voraus, das heißt die wiederholte Befragung der gleichen Aus-
gangsstichprobe im Zeitablauf. Eine etwaige Zensierung der Daten dadurch, dass am Ende des 
Befragungszeitraums noch nicht alle Stichprobenmitglieder im Ruhestand sind, ist unproblema-
tisch. 

8
  Das statistische Konzept des Erwartungswerts beschreibt die durchschnittliche Realisation einer 

unsicheren (Zufalls-)Variablen, zum Beispiel des künftigen Einkommens, indem die möglichen 
Realisationen der Variablen mit der Wahrscheinlichkeit ihres Auftretens gewichtet werden. 
Entscheidungssituationen lassen sich danach klassifizieren, ob eine subjektive Wahrscheinlich-
keitsverteilung über das Auftreten der Variablen gebildet werden kann (Risiko) oder nicht (Un-
sicherheit). Dynamische Ruhestandsmodelle können sowohl Risiko als auch Unsicherheit ab-
bilden. 
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ständige Lösung des intertemporalen Optimierungsproblems, erfasst aber die zentra-

len ökonomischen Verhaltensanreize. 

Ausgangspunkt des Optionswertmodells ist die Vorstellung, dass Arbeitnehmer 

den Zeitpunkt ihres Renteneintritts innerhalb bestimmter Altersgrenzen wählen kön-

nen. (Dies gilt zum Beispiel für das im deutschen Rentenrecht verwirklichte Konzept 

der flexiblen Altersgrenze.) Der Übergang in den Ruhestand ist endgültig, so dass mit 

dem Renteneintritt das Einkommen für den Rest des Lebens unumkehrbar festgelegt 

ist. Unter dieser Voraussetzung erhält der Verbleib im Erwerbsleben einen spezifi-

schen ökonomischen Wert. Dieser so genannte Optionswert beruht darauf, dass durch 

weitere Teilnahme am Erwerbsleben die Entscheidung über den Renteneintritt offen 

gehalten wird. Damit bleibt die Option erhalten zu reagieren, wenn nach dem Ent-

scheidungszeitpunkt Informationen bekannt werden, die für die Ruhestandsentschei-

dung relevant sind. Diese Option ist endgültig verloren, sobald die Entscheidung für 

den Ruhestand gefallen ist. 

Um den Optionswert eines aufgeschobenen Renteneintritts zu ermitteln, muss 

der Arbeitnehmer den Barwert seines bei sofortigem Ruhestand bis an das Lebensen-

de erwarteten Einkommens mit den entsprechenden Barwerten bei jedem späteren 

möglichen Zeitpunkt des Renteneintritts vergleichen. Der Optionswert ist die Diffe-

renz zwischen dem maximalen Barwert bei späterem Rentenzugang und dem ver-

bleibenden Einkommen bei sofortigem Ruhestand. Ist der Barwert des verbleibenden 

Einkommens bei mindestens einem späteren Ruhestandszeitpunkt höher als der Bar-

wert bei sofortigem Renteneintritt, der Optionswert also positiv, wird der Arbeitneh-

mer im Erwerbsleben verbleiben (und spätestens im Folgejahr erneut den Wert der 

Option, erwerbstätig zu bleiben, prüfen). Umgekehrt entscheidet sich der Arbeitneh-

mer für den sofortigen Ruhestand, wenn der Optionswert negativ ist, diese Alternati-

ve also den höchsten möglichen Gegenwartswert des Einkommens garantiert.
9
 

                                                           
9
  Der Vergleich monetärer Gegenwartswerte bildet das intertemporale Entscheidungsproblem der 

Haushalte nur unvollständig ab. Vollständige intertemporale Optimierungsmodelle beruhen auf 
dem Vergleich diskontierter Nutzenströme. Dies bedeutet, dass statt des Gegenwartswerts des 
erwarteten Einkommens für die möglichen Ruhestandszeitpunkte der erwartete Nutzen für alle 
möglichen künftigen Umwelten bestimmt wird. Hierdurch wird der Einfluss der Unsicherheit 
auf die Ruhestandsentscheidung besser abgebildet, weil erst nach dem Entscheidungszeitpunkt 
bekannt werdende Informationen anders als im Optionswertmodell zur Fortschreibung des Ent-
scheidungskalküls genutzt werden. Die Lösung des vollständigen intertemporalen Optimie-
rungsproblems kann mit Methoden der dynamischen Programmierung untersucht werden (vgl. 
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Empirische Anwendungen des Optionswertmodells beschränken sich selbstver-

ständlich nicht auf die Betrachtung monetärer Einkommensgrößen. Für die Ruhe-

standsentscheidung relevante sozioökonomische Faktoren gehen als zusätzliche Er-

klärungsvariable des beobachteten Ruhestandsverhaltens in die Analyse ein. Die 

empirisch testbare Hypothese des Optionswertmodells ist, dass ein hoher Options-

wert die beobachtete Wahrscheinlichkeit des Renteneintritts bei gegebenen so-

zioökonomischen Charakteristika signifikant verringert. Diese Hypothese konnte 

durch ökonometrische Schätzungen von Optionswertmodellen, wie sie für Deutsch-

land etwa von Börsch-Supan (1992, 1998b) vorliegen, nicht widerlegt werden. 

Im Optionswertmodell hängt der Zeitpunkt des Rentenzugangs entscheidend 

von der Ausgestaltung des Rentensystems ab. Zwar steigt mit späterem Renteneintritt 

im Allgemeinen das erzielte Rentenniveau. Die Individuen müssen diesen Zuwachs 

ihrer Rentenansprüche jedoch gegen den Wert der zusätzlichen Beiträge bei längerer 

Erwerbstätigkeit abwägen. Wenn das Rentensystem versicherungsmathematisch nicht 

neutral in dem Sinn ist, dass längere Beitragszeiten zu einer entsprechenden Renten-

steigerung führen, besteht ein ökonomischer Anreiz, früh in den Ruhestand einzutre-

ten. Innerhalb einer Generation kann der Wert der mit einer Nichtausübung der Ru-

hestandsoption verbundenen Einkommensveränderung jedoch erheblich variieren. 

Dafür sorgen zum Beispiel Unterschiede in der Lebenserwartung oder staatliche Um-

verteilung durch das Steuer- bzw. das Rentensystem. Entsprechend wird der optimale 

Zeitpunkt zum Übergang in den Ruhestand innerhalb eines Jahrgangs (und zwischen 

den Generationen) variieren. 

Zu den Bestimmungsgrößen der Ruhestandsentscheidung kann im Op-

tionswertmodell auch die Wahrscheinlichkeit, bis zu einem späteren Ruhestandsein-

tritt überhaupt ein Einkommen zu beziehen, gehören. Rechnet das Individuum mit 

der Möglichkeit, in einer Periode vor dem Ruhestand kein Erwerbseinkommen (bzw. 

                                                                                                                                                                     
Rust, 1996). Empirische Anwendungen des intertemporalen Optimierungsmodells, beginnend 
mit den Arbeiten von Gustmann/Steinmeier (1986b) und Berkovec/Stern (1991), erfordern zu-
sätzliche, restriktive Hilfsannahmen, die das Ergebnis beeinflussen können. Darüber hinaus 
sind die Spezifikationsmöglichkeiten eingeschränkt, da Modelle dieses Typs nur unter großem 
numerischem Aufwand lösbar sind. Fortschritte bei der statistischen Technik und nicht zuletzt 
leistungsfähigere Computertechnologie lassen dieses Problem in jüngeren Arbeiten allerdings 
in den Hintergrund treten (vgl. Rust/Phelan, 1997). Dennoch ist die Bedeutung dynamischer in-
tertemporaler Optimierungsmodelle für die wirtschaftspolitische Beratung aus praktischen 
Gründen bislang eher begrenzt (vgl. Wolpin, 1996). 
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nur ein vermindertes Einkommen durch Lohnersatztransfers) zu erhalten, fällt der 

Optionswert des späteren Renteneintritts. Damit trägt auch das unter anderem durch 

die Interessenlage der Arbeitgeber bedingte erhöhte Arbeitslosigkeitsrisiko älterer 

Arbeitnehmer zur Frühverrentung bei. Welche Bedeutung dieser Effekt im Verhältnis 

zu den vom Rentenversicherungssystem ausgehenden Anreizen zur Frühverrentung 

in Deutschland hat, ist empirisch nicht unumstritten. Während Riphahn/Schmidt 

(1997) nach einer ökonometrischen Zeitreihenuntersuchung von Rentenzugangs- und 

Arbeitslosenraten zu dem Ergebnis kommen, dass die Höhe der Arbeitslosigkeit die 

Ruhestandsentscheidung nicht signifikant beeinflusst, weisen betriebliche Fallstudien 

darauf hin, dass auch die Unternehmen beziehungsweise die Arbeitsnachfrage Ein-

fluss auf die Häufigkeit des Vorruhestands haben (vgl. Rosenow, 1992; Gat-

ter/Hartmann, 1995; George, 2000).
10

 

Die Unterscheidung zwischen angebots- und nachfrageseitigen Einflussfakto-

ren hat unter wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten erhebliche Bedeutung. Ist der 

frühe Zugang in den Ruhestand unmittelbar durch die Ausgestaltung des Rentensy-

stems verursacht, müssen institutionelle Anpassungen vorgenommen werden, die den 

Wert der Option, im Erwerbsleben zu verbleiben, erhöhen. In dem Maß, in dem älte-

re Arbeitnehmer dagegen durch hohe Arbeitslosigkeit oder schlechte Beschäfti-

gungsbedingungen zu einem frühem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben bewegt 

werden, wären dagegen gegebenenfalls arbeitsmarktpolitische Maßnahmen erforder-

lich, um die Zahl der Frühverrentungen zu verringern. Damit stellt sich die Frage 

nach den möglichen Ursachen der vergleichsweise ungünstigen Arbeitsmarktsituati-

on älterer Arbeitnehmer. 

Wären die Löhne der Beschäftigten ausreichend flexibel, gäbe es zunächst kei-

nen Grund für einen systematischen Beschäftigungsnachteil älterer Arbeitnehmer. 

Altersspezifische Beschäftigungsrisiken, etwa durch verringerte Leistungsfähigkeit, 

zunehmende gesundheitliche Probleme oder notwendige Abschreibungen des Hu-

mankapitals älterer Arbeitnehmer, könnten durch entsprechende Lohnanpassungen 

aufgefangen werden. Die hierfür notwendige Flexibilität der Löhne nach unten ist im 

                                                           
10

  Die empirische Unterscheidung von Push- und Pull-Faktoren wird dadurch erschwert, dass die 
Ausgestaltung des Rentensystems endogen ist: bei steigender Arbeitslosigkeit älterer Arbeit-
nehmer kommt es nicht selten zu einer Lockerung der Rentenvoraussetzungen. 
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Regelfall allerdings nicht gegeben. So ist auf Seiten älterer Arbeitnehmer die Bereit-

schaft, einer Fortführung ihres Beschäftigungsverhältnisses zu einem niedrigeren 

Lohn zuzustimmen, vergleichsweise gering, da der erwartete Einkommensverlust 

trotz schlechter Wiederbeschäftigungschancen bei Inanspruchnahme der möglichen 

Alternativeinkommen (Arbeitslosengeld, Rente) deutlich kleiner ist als in jüngeren 

Jahren. Zudem können tarifvertragliche Bindungen eine Individualisierung der Lohn-

vereinbarungen im höheren Alter, wie sie wegen der zunehmenden Streuung der Pro-

duktivitätsrisiken erforderlich wäre, verhindern. 

Fallen Alters-Lohn-Profil und Alters-Produktivitäts-Profil nicht zusammen, be-

steht ein Anreiz für Arbeitgeber, ältere Arbeitnehmer zum Ausscheiden aus dem Un-

ternehmen zu bewegen. Dieser wird bei einer Entlohnung nach Seniorität noch ver-

stärkt. Eine Verjüngung der Belegschaft ermöglicht dann nicht nur unmittelbare 

Produktivitätssteigerungen durch Import aktuellen Humankapitals, sondern senkt 

darüber hinaus die laufenden Lohnkosten. Teile des hieraus entstehenden betriebs-

wirtschaftlichen Gewinns kann der Arbeitgeber aufwenden, um ausscheidende ältere 

Arbeitnehmer für ihre Bereitschaft zum Arbeitsplatzverzicht zu entschädigen. Diese 

Kompensation gelingt umso leichter, je geringer die finanziellen Einbußen sind, die 

ältere Arbeitnehmer bei Arbeitslosigkeit hinnehmen müssen. 

Somit verschärft der Staat durch institutionelle Regelungen wie der Möglich-

keit außerordentlicher Frühverrentung bei Arbeitslosigkeit oder höhere Leistungen in 

der Arbeitslosenversicherung für ältere Arbeitnehmer sogar noch das Arbeitslosig-

keitsrisiko dieser Problemgruppe, so dass die Zahl der Frühverrentungen steigt. Die 

wirtschaftspolitische Konsequenz dieser Diagnose wäre, die spezifische staatliche 

Unterstützung für ältere Arbeitslose abzubauen. Unter Berücksichtigung dynamischer 

Anpassungsprozesse auf der Angebots- und Nachfrageseite könnte dies die Beschäf-

tigungslage älterer Arbeitnehmer zumindest mittelfristig verbessern. 

3 Anreizstrukturen beim Rentenzugang in Deutschland 

Die zuvor beschriebenen ökonomischen Modelle der Ruhestandsentscheidung lassen 

erwarten, dass Arbeitnehmer, wenn die gesetzlichen Bestimmungen ein Zeitfenster 

für den Übergang zum Ruhestand offen lassen, den aus ihrer Sicht günstigsten Ver-

rentungszeitpunkt unter Berücksichtigung der herrschenden (und für die Zukunft er-
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warteten) institutionellen und ökonomischen Rahmenbedingungen wählen. Dabei 

sind die von der Ausgestaltung des staatlichen Rentenversicherungssystems ausge-

henden Anreize von besonderer Bedeutung. Ist das Finanzierungssystem über das 

zum Ruhestand zur Verfügung stehende Zeitfenster hinweg zum Beispiel nicht versi-

cherungsmathematisch neutral, ist zumindest aus ökonomischer Sicht zu erwarten, 

dass Arbeitnehmer versuchen, früh in den Ruhestand zu gehen. weil die mit längerer 

Beschäftigung erworbenen zusätzlichen Rentenansprüche über die verbleibende Le-

benszeit geringer sind als die dafür aufgewendeten zusätzlichen Rentenversiche-

rungsbeiträge. 

Betrachtet man die in Abbildung 1 dargestellte Entwicklung des durchschnittli-

chen Rentenzugangsalters in Deutschland, werden die von institutionellen Rahmen-

bedingungen ausgehenden Anreize schon im makroökonomischen Aggregat deutlich. 

Zunächst fällt auf, dass der Zeitpunkt des faktischen Renteneintritts sowohl bei Frau-

en als auch bei Männern seit der Umstellung der Gesetzlichen Rentenversicherung 

auf ein Umlageverfahren im Zuge der Rentenreform 1957 permanent deutlich unter-

halb der Regelarbeitsgrenze von 65 Jahren liegt. Vorzeitiger Renteneintritt ist also 

kein grundsätzlich neues Phänomen. 

Allerdings zeigt das effektive Rentenzugangsalter im Zeitablauf deutliche 

Schwankungen. Klar erkennbar ist eine Niveauverschiebung im Verlauf der 70er 

Jahre: das durchschnittliche Rentenzugangsalter, das 1973 noch bei rund 62 Jahren 

Abbildung 1: Durchschnittliches Rentenzugangsalter 1965-2000 

57

58

59

60

61

62

63

64

65

1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000

Jahr

Pr
oz

en
t

Männer Frauen

 
Quelle: VDR (2001), Eigene Darstellung. 

 



 12

lag, ging in den frühen 80er Jahren bis auf etwa 59 Jahre zurück. Danach setzt eine 

deutliche Erholung ein, die erst durch die Wiedervereinigung gebremst wurde. Der-

zeit liegt das durchschnittliche Renteneintrittsalter wieder leicht über 60 Jahren.
11

 

Von denjenigen, die sich bereits vor dem 60. Lebensjahr im Ruhestand befinden, ist 

nur ein Teil erwerbsgemindert. Unter den 45 Prozent der 59-jährigen Männer, die 

sich selbst als „im Ruhestand“ bezeichnen, weist schätzungsweise nur die Hälfte eine 

Erwerbsminderung auf, die Beschäftigung am Arbeitsmarkt ausschließt (vgl. Börsch-

Supan, 1999). Die andere Hälfte dagegen wäre grundsätzlich beschäftigungsfähig. 

Vergleicht man die Schwankungen des durchschnittlichen Rentenzugangsalters 

mit dem langfristigen Konjunkturverlauf, lassen sich gewisse Parallelen erkennen. 

Allerdings fallen die Schwankungen der jährlichen Wachstumsrate (und der Arbeits-

losenrate) stärker aus als die Schwankungen der Rentenzugangsalters. Dies spricht 

dafür, dass das Ausmaß der Frühverrentungen zumindest teilweise auch von der ak-

tuellen Nachfragesituation auf dem Arbeitsmarkt abhängt. Diese Beziehung besteht 

allerdings weniger unmittelbar als mittelbar. Die Arbeitsmarktspolitik in Deutschland 

zeigte in der Vergangenheit die Tendenz, Beschäftigungsprobleme durch staatlich 

geförderten Ruhestand älterer Arbeitnehmer zu Lasten der Rentenversicherung (oder 

anderer sozialer Sicherungssysteme) zu „lösen“. Ein neueres Beispiel hierfür ist die 

durch Vorruhestands- und Altersübergangsgeld massiv geförderte Frühverrentungs-

welle in den neuen Bundesländern mit dem Ziel, die vereinigungsbedingte Beschäfti-

gungskrise abzufedern. Die Trendwende der Arbeitsmarktpolitik vom Versuch, ältere 

Arbeitslose wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren, zu einer frühzeitigen Ausglie-

derung wird aber bereits durch die Rentenreform des Jahres 1973 markiert. 

Zwar hatte es bereits vor der Reform Möglichkeiten zum Eintritt in den Ruhe-

stand vor der Regelaltersgrenze gegeben, mit den Bestimmungen der Rentenreform 

wurde die Altersgrenze jedoch für eine deutlich größere Zahl älterer Arbeitnehmer 

flexibilisiert. Um das Zeitfenster für einen vorgezogenen Ruhestand weiter zu öffnen, 

wurden zusätzlich zum Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit und dem Altersruhe-

                                                           
11

  Das in Abbildung 1 betrachtete offizielle durchschnittliche Rentenzugangsalter wird durch 
Einrechnung von Erwerbsminderungsrenten vermindert. Im Jahr 2000 betrug das Durch-
schnittsalter beim Erstbezug einer Erwerbsminderungsrente bei Männern (Frauen) 52,2 (50,5) 
Jahre (vgl. VDR, 2001). Das mittlere Alter des Zugangs zu Altersrenten dürfte bei über 60 Jah-
ren liegen. 
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geld für langfristig versicherte Frauen mit einer Altersgrenze von jeweils 60 Jahren 

das vorgezogene Altersruhegeld für Schwerbehinderte, Berufs- oder Erwerbsunfähi-

ge mit einer Altersgrenze von zunächst 62 Jahren
12

 sowie das vorgezogene Altersru-

hegeld für langjährig Versicherte, die mehr als 35 Jahre Beitragszeiten nachweisen, 

mit einer Altersgrenze von 63 Jahren eingeführt. In der Folge ging das durchschnittli-

che Ruhestandsalter, wie Abbildung 1 zeigt, schnell sehr deutlich zurück. Hierzu trug 

die Verschlechterung der Arbeitsmarktlage in der zweiten Hälfte der 70er Jahre bei, 

die zu einer erhöhten Inanspruchnahme von vorgezogenem Altersruhegeld wegen 

Arbeitslosigkeit führte. Empirische Untersuchungen legen nahe, dass die unmittelba-

ren ökonomischen Anreizeffekte der veränderten Rentenzugangsregelungen jedoch 

ebenfalls entscheidend zu dieser Entwicklung beigetragen haben (vgl. Börsch-Supan, 

1992; Schmidt, 1995). 

Die (bis ins Jahr 1992 unverändert gültigen) Regelungen der Rentenreform von 

1973 nahmen keine direkte Anpassung der Altersruhegelder bei Eintritt in den Ruhe-

stand vor der Regelarbeitsgrenze vor. Da nach dem deutschen Rentenrecht die Höhe 

der Rentenansprüche unter anderem von der Zahl der Beitragsjahre abhängig ist, 

führt eine verringerte Beitragszeit bei vorzeitigem Renteneintritt dennoch zu einer 

niedrigeren Rente. Pro Beitragsjahr sind dies etwa 2,5 Prozent des durchschnittlichen 

Rentenwerts. Ein langjährig versicherter Arbeitnehmer, der zum Beispiel mit 63 Jah-

ren zwei Jahre vorzeitig in den Ruhestand geht, muss demnach eine Renteneinbuße 

von fünf Prozent hinnehmen. Versicherungsmathematisch neutral wäre im Durch-

schnitt jedoch ein Abschlag in Höhe von 15,7 Prozent (vgl. Börsch-Supan, 1999). In 

dieser Situation ist der Optionswert eines späteren Ruhestands negativ. Unter öko-

nomischen Gesichtspunkten ist ein möglichst früher Eintritt in den Ruhestand im 

Rahmen der flexiblen Altersgrenze also rational.  

Dass die Ruhestandsentscheidungen älterer Arbeitnehmer tatsächlich entschei-

dend durch ein ökonomisches Rationalitätskalkül beeinflusst werden, ist international 

in zahlreichen Studien empirisch dokumentiert (vgl. Lumsdaine, 1999; Gruber/Wise, 

2000)
13

 und wird anschaulich, wenn man die implizite Besteuerung der Rentenversi-

                                                           
12

  Diese Altersgrenze wurde später bis auf 60 Jahre gesenkt. 
13

  Ein einflussreicher Sammelband mit Studien zum Zusammenhang zwischen den ökonomischen 
Anreizen der Rentenversicherungssystems und dem Rentenzugangsverhalten für verschiedene 
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cherungsbeiträge bei fortgesetzter Erwerbstätigkeit und das effektive Rentenzu-

gangsalter für verschiedene industrialisierte Länder gegenüberstellt (vgl. OECD, 

1998).
14

 Abbildung 2 legt nahe, dass ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem Erwerbs-

leben umso unattraktiver ist, je niedriger der implizite Steuersatz, das heißt, je gün-

stiger das Verhältnis von zusätzlichen Rentenansprüchen und zusätzlichen Renten-

versicherungsbeiträgen ist.  

Für Deutschland sind Börsch-Supan (1992) und Schmidt (1995) auf Grundlage 

ökonometrischer Analysen einzelwirtschaftlicher Daten zu der Schlussfolgerung ge-

kommen, dass die nicht versicherungsmathematisch neutrale Ausgestaltung der Ren-

tenansprüche bei vorzeitigem Ruhestand nach der Rentenreform 1973 – unter den 

gegebenen makroökonomischen Rahmenbedingungen – das durchschnittliche Ren-

tenalter um rund zwei Jahre abgesenkt hat. Dies wären immerhin zwei Drittel des bis 

1980 beobachteten Rückgangs. 

Dieses Simulationsergebnis besagt nicht, dass alle älteren Arbeitnehmer, die 

bei einer anreizneutralen Gestaltung des Rentenzugangs im Erwerbsleben verblieben 

                                                                                                                                                                     
Industrieländer wurde von Gruber/Wise (1999) herausgegeben. 

14
  Das Konzept des impliziten Steuersatzes verhält sich spiegelbildlich zum in Abschnitt 2 be-

schriebenen Optionswert. Der implizite Steuersatz auf fortgesetzte Erwerbstätigkeit gibt an, wie 
viel Prozent der zusätzlichen Beitragszahlungen zum Rentensystem bei um ein Jahr längeren 
Beitragszahlungen nicht durch steigende Rentenansprüche ausgeglichen werden, dem Beschäf-
tigten also unwiderruflich verloren gehen. Ein impliziter Steuersatz von Null bedeutet versiche-
rungsmathematische Neutralität. 

Abbildung 2: Implizite Steuer auf fortgesetzte Erwerbstätigkeit und 
Rentenzugangsalter 
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wären, auch Beschäftigung gefunden hätten. Angesichts des sich gleichzeitig ver-

schlechternden Beschäftigungsumfelds wäre ein Teil des zusätzlichen Angebots an 

Arbeitskräften vermutlich arbeitslos geworden (oder geblieben). Ökonomisch ange-

messen wäre es jedoch, diese Arbeitslosen, soweit erforderlich, über steuerfinanzierte 

Transfers materiell abzusichern und nicht über die beitragsfinanzierten Leistungen 

der Rentenversicherung. 

Ein weiterer Hinweis auf die Anreizwirkungen des Rentenversicherungssy-

stems in Deutschland ergibt sich daraus, dass der Renteneintritt ungleichmäßig über 

das institutionell vorgegebene Zeitfenster verteilt ist. Dies zeigt die in Abbildung 3 

dargestellte aktuelle Rentenzugangsstatistik: bei Männern und Frauen ist der Anteil 

derjenigen, die zum frühest möglichen Zeitpunkt, also mit 60 Jahren, in den Ruhe-

stand gehen, am größten. (Die beobachteten Renteneintritte vor Erreichen des sech-

zigsten Lebensjahrs beruhen auf Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, die – aller-

dings nur bei wirksamer Kontrolle – nicht der Wahlfreiheit des Einzelnen 

unterliegen.) Bei den Männern zeigt sich zudem ein weiterer Höhepunkt im Alter von 

63 Jahren, dem frühesten Rentenzeitpunkt für langjährig Versicherte. Weniger als 20 

Prozent arbeiten bis zur Regelarbeitsgrenze von 65 Jahren. Ein noch späterer Renten-

eintritt, obwohl rechtlich zulässig, ist praktisch irrelevant. 

Das Rentenzugangsverhalten von Frauen unterscheidet sich erheblich von dem 

der Männer. Die Rentenzugänge konzentrieren sich auf nur zwei Altersjahre. Noch 

Abbildung 3: Rentenzugang nach Alter bei Rentenbeginn, 2001 
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deutlich mehr Frauen als Männer wählen das früheste Ruhestandsalter von 60 Jahren. 

Zu diesem hohen Wert trägt vor allem die spezifische Institution des vorzeitigen Al-

tersruhegelds für Frauen bei. Darüber hinaus treffen Frauen ihre Ruhestandsentschei-

dung häufig im Haushaltskontext. Viele Ehefrauen folgen ihrem (im Durchschnitt 

älteren) Ehemann möglichst umgehend in den Ruhestand (vgl. Allmendiger, 1990; 

Blau/Riphahn, 1999; Drobnič/Schneider, 2000). 

Die Option des frühzeitigen Renteneintritts besteht aber nicht für alle Frauen. 

Der Anteil derjenigen, die erst bei Erreichen der Regelarbeitsgrenze von 65 Jahren 

eine Rente in Anspruch nehmen, ist mit 33 Prozent um 14 Prozentpunkte höher als 

bei Männern. Dies liegt an den im Allgemeinen kürzeren weiblichen Erwerbsbiogra-

fien. Hierdurch können viele Frauen vorgezogene Altersruhegelder wegen langjähri-

ger Versicherung weder mit 60 noch mit 63 Jahren in Anspruch nehmen. Zudem sind 

die Rentenansprüche von Frauen wegen kurzer Beitragszeiten in einigen Fällen so 

gering, dass sie die Option des frühen Ruhestands nicht ausüben können. Die Not-

wendigkeit, eine ausreichende materielle Absicherung im Alter sicher zu stellen, 

schafft Anreize, den Renteneintritt zu verschieben, selbst wenn der erzielte Renten-

zuwachs nur einem Teil der zusätzlich geleisteten Beiträge entspricht.
15

 

Wenn es zulässig ist, die zuletzt gemachte Aussage zu verallgemeinern, dann 

könnte der in den letzten Jahrzehnten beobachtete Rückgang des Renteneintrittsalters 

auch mit der Verbesserung der materiellen Situation von Rentnern durch einen all-

gemeinen Anstieg des Rentenniveaus zusammenhängen. Mit einer besseren Grundsi-

cherung im Alter durch Leistungssteigerungen der Rentenversicherung kann es sich 

eine größere Zahl von Beschäftigten leisten, die – moderaten – Rentenkürzungen zu 

verkraften, die bei vorzeitigem Ruhestand durch kürzere Beitragszeiten entstehen. 

Für dieses Argument spricht, dass die Entwicklung des Nettorentenniveaus in der 

Gesetzlichen Rentenversicherung, die in Abbildung 4 dargestellt ist,
16

 seit den 70er 

Jahren nahezu spiegelbildlich zu den Veränderungen des durchschnittlichen Renten-

                                                           
15

  Obwohl viele Frauen die Altersrente erst mit Erreichen der Regelaltersgrenze in Anspruch 
nehmen, ist, wie später gezeigt wird, der Anteil der Frauen, die tatsächlich bis zur Regelarbeits-
grenze im Erwerbsleben stehen, kleiner als bei Männern. 

16
  Das in Abbildung 4 wiedergegebene Nettorentenniveau ist ein rentenstatistisches Konstrukt. Es 

misst die Rente nach Steuern eines Beitragszahlers, der 45 Jahre lang Beiträge auf den durch-
schnittlichen Lohn gezahlt hat, in Prozent des aktuellen durchschnittlichen Nettolohns. 
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zugangsalters (vgl. Abbildung 1) verläuft. So könnte das in den letzten Jahrzehnten 

leicht rückläufige Nettorentenniveau durchaus zum allmählichen Wiederanstieg des 

Rentenzugangsalters seit den 80er Jahren beigetragen haben.  

Fasst man die bisherigen Überlegungen zusammen, gehen vom deutschen Ren-

tensystem starke Anreize aus, vor Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhestand 

zu gehen. Dazu stehen den älteren Arbeitnehmern verschiedene Rentenzugangspfade 

offen. Sie werden dabei versuchen, den für sie günstigsten der konkurrierenden Ren-

tenzugangswege zu erreichen. Dieses rationale Optimierungskalkül wird dadurch 

eingeschränkt, dass die verschiedenen Möglichkeiten des vorzeitigen Ruhestands an 

die Erfüllung von Anspruchsvoraussetzungen gekoppelt sind, die der ältere Arbeit-

nehmer nicht unbedingt selber kontrollieren kann. Die Erfahrungen der Vergangen-

heit haben allerdings auch gezeigt, dass es sehr rasch zu starken Verschiebungen 

zwischen den bevorzugten Rentenzugangspfaden kommen kann, wenn die Bedin-

gungen für einzelne Zugangswege verbessert oder verschlechtert werden. Dies deutet 

darauf hin, dass die handelnden Akteure manche Zugangsvoraussetzungen wenig-

stens teilweise selbst beeinflussen können. 

Abbildung 5 gibt einen Überblick über die derzeit gültigen Möglichkeiten zum 

Übergang in die Vollrente.
17

 Da sich, wie in Abbildung 3 gesehen, ein Gutteil der 

                                                           
17

  Daneben gibt es die Möglichkeit einer Teilrente, das heißt, die Inanspruchnahme einer Alters-
rente bei begrenztem Hinzuverdienst. Die Kombination von Teilrente und Erwerbstätigkeit ist 

Abbildung 4: Nettorentenniveau 1965-2000 
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vorgezogenen Eintritte in den Ruhestand im Alter von 60 Jahren vollzieht, verdienen 

die Zugangswege, die zu dieser Altersgrenze hinführen, eine ausführlichere Analyse. 

Dies sind im Einzelnen: 
 

– Vorgezogene Altersrente für langjährig versicherte Frauen: Diese geschlechtsspe-

zifische Sonderregelung, die bereits seit der Rentenreform 1957 besteht, schafft 

einen besonderen Rentenanspruch für Frauen, die eine Beitragszeit von minde-

stens 15 Jahren aufweisen, davon mindestens zehn Jahre nach dem vierzigsten 

Lebensjahr. Auch wenn diese Möglichkeit nur Frauen offen steht, die in der zwei-

ten Lebenshälfte (etwa nach der Kinderziehung) auf den Arbeitsmarkt zurückkeh-

ren, stellt sie eine indirekte Förderung kurzer Erwerbsbiografien dar und scheint 

darum nicht nur rentenpolitisch bedenklich. 
 

– Renten bei verminderter Erwerbsfähigkeit: Diese Renten, deren ursprüngliche 

(eigentlich von der Bundesanstalt für Arbeit zu versichernde) Funktion der Ersatz 

des Einkommens bei Invalidität ist, sind grundsätzlich an das Vorliegen einer 

medizinischen Indikation gebunden. Anspruch auf Renten wegen teilweiser Er-

werbsminderung haben Personen, die wegen einer gesundheitsbedingten Minde-

rung der Erwerbsfähigkeit nicht in der Lage sind, unter den üblichen Bedingun-

gen des allgemeinen Arbeitsmarkts in Vollzeit erwerbstätig zu sein. Zugangsvor-
                                                                                                                                                                     

verhältnismäßig wenig verbreitet und wird daher im Folgenden nicht weiter betrachtet. 

Abbildung 5: Rentenzugangspfade und Voraussetzungen
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aussetzung ist dabei der Nachweis einer bestimmten Versicherungszeit (drei Jahre 

versicherungspflichtige Beschäftigung in den letzten fünf Jahren), nicht jedoch 

das Alter. Darum sind Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit als Weg in 

den vorzeitigen Ruhestand attraktiv. Dies gilt umso mehr, als bei erwerbsgemin-

derten Arbeitnehmern über 60 Jahren pauschal von einem verschlossenen Ar-

beitsmarkt ausgegangen wird, so dass auch Personen, die eine eingeschränkte 

Stundenzahl arbeiten könnten, ohne weiteren Nachweis eine Vollrente erhalten. 
 
Neben den altersungebundenen Renten bei verminderter Erwerbsfähigkeit gibt es 

die altersgebundene Erwerbsminderungsrente bei langjähriger Versicherung. Mit 

der zwischen 1973 und 1980 erfolgten Absenkung der relevanten Altersgrenze 

auf 60 Jahre gewann dieser Zugangsweg vor allem für Männer von Bedeutung. 

Für Männer eröffnet die Erwerbsminderungsrente nach wie vor die früheste Mög-

lichkeit zum Ruhestand aus einem regulären Beschäftigungsverhältnis heraus. 
 

– Altersrente bei Arbeitslosigkeit: Die Möglichkeit, bei langzeitiger Arbeitslosig-

keit von mindestens einem Jahr bereits vor Erreichen der Regelaltersgrenze in 

den Ruhestand zu wechseln, besteht schon seit Einführung der umlagefinanzier-

ten Gesetzlichen Rentenversicherung im Jahr 1957. Der vorgezogene Ruhestand 

über den Zugangsweg der Arbeitslosigkeit hat seitdem immer mehr an Bedeutung 

gewonnen. Hierzu hat einerseits die Verfestigung der Arbeitslosigkeit auf hohem 

Niveau beigetragen, andererseits der sozialpolitische Paradigmenwechsel der 70er 

Jahre, mit dem sich das Muster der frühzeitigen Ausgliederung älterer Arbeit-

nehmer zur Entlastung des Arbeitsmarkt durchgesetzt hat. Die heutige Bedeutung 

des vorgezogenen Ruhestands durch Inanspruchnahme von Altersrente bei Ar-

beitslosigkeit muss daher vor dem Hintergrund arbeitsrechtlicher Regelungen be-

trachtet werden. In der zweiten Hälfte der 80er Jahre wurden die Leistungsan-

sprüche älterer Arbeitsloser an die Arbeitslosenversicherung drastisch 

ausgeweitet. Seit 1987 wird Arbeitslosen, die älter als 54 Jahre sind, bis zu 32 

Monate Arbeitslosengeld gewährt (im Vergleich zum Standardanspruch von 

zwölf Monaten). 
 
In der Praxis der Betriebe hat sich hieraus in Verbindung mit der vorgezogenen 

Altersrente bei Arbeitslosigkeit die so genannte 57er-Regelung entwickelt. Unter-
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nehmen entlassen – oft in Übereinstimmung mit den Betriebsräten – Arbeitneh-

mer mit 57 Jahren (und vier Monaten) in die Arbeitslosigkeit, so dass der Über-

gang in den Ruhestand zum frühest möglichen Zeitpunkt, also mit 60 Jahren, vor-

genommen werden kann. Diese Regelung ist sowohl für die Unternehmen, die 

ihre interne Arbeitnehmerstruktur durch Entlassung älterer Arbeitnehmer, die 

sonst einem hohen Kündigungsschutz unterliegen, günstig verbessern können, als 

auch für die Arbeitskräfte selbst attraktiv, die zu einem sehr frühen Zeitpunkt de 

facto aus dem Erwerbsleben ausscheiden können. Die Bereitschaft der Arbeit-

nehmer, einer Frühverrentung auf diesem Weg zuzustimmen, wird nicht selten 

noch dadurch erhöht, dass Arbeitgeber die Einkommensausfälle der Ausschei-

denden bis zur Rente durch zusätzliche Hilfen, etwa durch betriebliche Leistun-

gen neben dem Arbeitslosengeld, teilweise ausgleichen. (Ein vollständiger Aus-

gleich ist nicht erforderlich, weil der frühe Ruhestand für den Arbeitnehmer selbst 

einen ökonomischen Wert hat.) 
 

– Altersrente nach Altersteilzeit: Der Gesetzgeber hat wiederholt versucht, die be-

triebswirtschaftlich motivierte Frühverrentung zu Lasten der sozialen Sicherungs-

systeme durch eine Erstattungspflicht der Unternehmen für gezahltes Arbeitslo-

sengeld und entgangene Rentenversicherungsbeiträge einzuschränken. In der 

Praxis sind die Erstattungsregelungen jedoch gescheitert. Ein Versuch, die Unter-

nehmen stärker an den öffentlichen Kosten einer frühen Ausgliederung ihrer älte-

ren Arbeitnehmer aus dem Betrieb zu beteiligen, war die von 1984 bis 1988 gül-

tige gesetzliche Vorruhestandsregelung, die Beschäftigten das Recht einräumte, 

mit Vollendung des 58. Lebensjahres unter Fortzahlung von reduzierten Brutto-

gehältern bis zum ordentlichen Ruhestand durch den Arbeitgeber frühzeitig aus 

dem Erwerbsleben auszuscheiden. Dieser Rentenzugangspfad war aus Sicht der 

Arbeitgeber teuer, durch den Rechtsanspruch auf Vorruhestand bei relativ gerin-

gen Einkommenseinbußen für die Beschäftigten jedoch so attraktiv, dass die 

Frühverrentung zunahm. 
 
Aus diesem Grund wurde der gesetzliche Vorruhestand im Jahr 1988 durch den 

Rechtsanspruch auf Altersteilzeit ersetzt, der ältere Arbeitnehmer stärker an den 

Kosten des vorgezogenen Ausscheidens aus der Beschäftigung beteiligt und zu-

gleich die bei den Unternehmen anfallenden Kosten durch vermehrte staatliche 
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Subventionen senkt. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen der Altersteilzeit er-

lauben älteren Beschäftigten, die in den zurückliegenden fünf Jahren mindestens 

drei Jahre Vollzeit beschäftigt waren, ihren bisherigen Beschäftigungsumfang 

nach Vollendung des 55. Lebensjahres bei reduziertem Lohn um die Hälfte zu 

verringern.
18

 Die Verteilung der Arbeitszeit innerhalb des vereinbarten Zeitraums 

bleibt der Verhandlung von Arbeitnehmern und Arbeitgebern überlassen. Insbe-

sondere ist es möglich, die Altersteilzeit am Stück zu nehmen, dass heißt, einer 

Periode zu reduziertem Lohn Vollzeit zu arbeiten, um im Anschluss die Arbeits-

zeit auf Null zu reduzieren (Blockmodell). Da nach Altersteilzeit unter bestimm-

ten Voraussetzungen (vgl. Abbildung 5) der Übergang zur Altersrente mit 60 Jah-

ren möglich ist, erlaubt diese Regelung, dass ältere Arbeitnehmer im äußersten 

Fall bereits mit 57 Jahren und sechs Monaten aus ihrem Betrieb ausscheiden. 
 
Diese Form des vorgezogenen Ruhestands muss vom Arbeitgeber finanziert wer-

den: Beschäftigte in Alters-Teilzeit erhalten trotz halbierter Arbeitszeit 70 Pro-

zent ihres früheren Nettolohns. Zudem entrichtet der Arbeitgeber Beiträge zur 

Rentenversicherung auf Basis von 90 Prozent des Vollzeitarbeitsentgelts, so dass 

Alters-Teilzeit für den Arbeitnehmer mit besonders geringen Renteneinbußen 

verbunden ist. Das Teilzeit-Modell wird jedoch von der Arbeitsverwaltung sub-

ventioniert, wenn der Arbeitgeber nachweisen kann, dass der freiwerdende Ar-

beitsplatz durch einen Arbeitslosen oder die Übernahme eines Ausgebildeten be-

setzt wird. Die Förderleistung des Arbeitsamts umfasst den Aufstockungsbetrag 

zu 50 Prozent des Nettoentgelts sowie die Rentenversicherungsbeiträge des Ar-

beitgebers.
19

 Durch diese Subventionierung belässt der Staat die Vorteile einer 

verbesserten betrieblichen Altersstruktur nahezu vollständig bei den Arbeitge-

bern.
20

 Hier wird deutlich, dass die derzeitigen Regelungen zur Alterteilzeit nicht 
                                                           
18

  Dies gilt für einen Zeitraum von bis zu zehn Jahren. Die entsprechenden Details müssen tarif-
vertraglich geregelt werden. Ende 2001 bestanden 687 Tarifverträge zur Altersteilzeit, die 16,2 
Millionen Beschäftigte abdeckten (vgl. BMAS, 2002). 

19
  Dies bedeutet nur eine Verschiebung von Kostenbelastungen zwischen den Sozialversicherun-

gen, bei unveränderter Gesamtbelastung der öffentlichen Haushalte durch Alterszeit. 
20

  Durch Tarifvertragsregelungen, die eine Aufstockung der Einkommen von Beschäftigten in 
Altersteilzeit über das staatlich geförderte Niveau von 70 Prozent vorsehen (im Öffentlichen 
Dienst etwa bis auf 83 Prozent) wird ein Teil der betriebswirtschaftlichen Gewinne jedoch an 
die an die Arbeitnehmer weiter gegeben. 
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primär das Ziel eines gleitenden Übergangs in den Ruhestand verfolgen. Viel-

mehr sind sie Ausdruck einer Arbeitsmarktpolitik, die ältere Arbeitnehmer als 

Belastung des Arbeitsmarkts versteht und daher einen längeren Verbleib im Er-

werbsleben gar nicht anstrebt. 
 

Um die verschiedenen, konkurrierenden Zugangspfade zum vorgezogenen Ruhestand 

zu veranschaulichen, wird in Abbildung 6 der laufende Altersquerschnitt der Bevöl-

kerung auf Grundlage von Daten des Sozio-Oekonomischen Panels gemäß der Quelle 

ihres Einkommens aufgeteilt. Bei Personen, die mehrere Einkommen beziehen, wird 

jeweils nur die Einkommensart berücksichtigt, die den höchsten Anteil am Gesamt-

einkommen hat.
21

 Die Auswertung umfasst nur die Befragungswellen der Jahre 1999 

und 2000, weil in früheren Wellen die Höhe des Vorruhestandsgelds bei Altersteil-

zeit nicht identifiziert werden kann. 

Betrachtet man zunächst die Entwicklung der Haupteinkommensquellen der 

Männer in den Altersjahren vor dem Ruhestand (Abbildung 6a), fällt die stetige Zu-

nahme des Anteils der Personen auf, die Erwerbsminderungsrenten in Anspruch 

nehmen, sich also bereits vor der frühesten Altersgrenze für Personen ohne gesund-

heitliche Einschränkung im Ruhestand befinden.
22

 Da die Inanspruchnahme einer 

Erwerbsunfähigkeitsrente an eine medizinische Indikation gebunden ist, weist dies 

auf ein steigendes Gesundheitsrisiko älterer Arbeitnehmer hin. Die (arbeitsplatzbe-

dingten) gesundheitlichen Risikofaktoren älterer Arbeitnehmer sind gut dokumen-

tiert, ebenso wie die Zunahme der krankheitsbedingten Fehlzeiten bei Beschäftigten, 

was auf einen verschlechterten Gesundheitszustand älterer Arbeitnehmer hinweist.  

Geht man davon aus, dass die gesundheitliche Entwicklung stetig verläuft, ist 

allerdings der deutliche Anstieg der Erwerbsminderungsrenten nach dem 58. Lebens-

jahr auffällig. Dies könnte darauf hinweisen, dass Erwerbsminderung bewusst als 

Zugangspfad in den vorgezogenen Ruhestand eingesetzt wird. Die starken Schwan-

                                                           
21

  Bei der Interpretation ist zu berücksichtigen, dass nur Personen mit positivem Einkommen 
eingehen. Dies betrifft vor allem die Darstellung für Frauen, die häufig über gar kein eigenes 
Einkommen verfügen. Die Querschnittsbetrachtung birgt darüber hinaus die Gefahr, dass Ko-
horteneffekte, also die Variation von Verhaltensparametern zwischen verschiedenen Geburts-
jahrgängen, irrtümlich als Lebenszyklus-Verhalten interpretiert werden. 

22
  Weil die Daten eine Identifikation der Erwerbsminderungsrenten nach dem Alter 60 nicht zu-

lassen, werden sie in Abbildung 5 zur Vereinfachung den normalen Altersrenten zugeschlagen. 
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kungen des Anteils der Erwerbsunfähigkeitsrenten an den Rentenzugängen im 

Zeitablauf sprechen dafür, dass die hierfür erforderliche medizinische Indikation zu-

mindest in gewissem Rahmen steuerbar ist. Ein Zusammenhang zwischen der Groß-

zügigkeit der Begutachtungspraxis und der Anspannung am Arbeitsmarkt ist jeden-

falls erkennbar (vgl. Behrend, 1992). 

Insgesamt hat die Bedeutung dieses Rentenzugangspfads seit den 80er Jahren 

jedoch stetig abgenommen (vgl. Winter, 1999). Diese Entwicklung verlief zugunsten 

der Altersrente nach Arbeitslosigkeit. In Abbildung 6 ist die betriebliche Praxis der 

Abbildung 6: Bevölkerung im Alter 50-67 nach Haupteinkommensart 
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Anteile an der Bevölkerung mit positivem Einkommen aus einer der sechs Einkommenarten. 
Bei mehreren Einkommensarten Zurechnung zur Art  mit dem höchsten Einkommensanteil. 
Quelle: Sozio-Oekonomisches Panel, Wellen  1999-2000. 
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57er-Regelung deutlich sichtbar: zwischen 57 und 58 Jahren steigt der Anteil der 

Männer, die aus dem Erwerbsleben ausscheiden und ihr Haupteinkommen aus Ar-

beitslosengeld beziehen, um mehr als das Doppelte. Bei Erreichen der Altersgrenze 

für das Altersruhegeld nach Arbeitslosigkeit geht die Bedeutung des Arbeitslosen-

gelds als Einkommensquelle deutlich zurück.
23

 Auch „echte“ Langzeitarbeitslose, die 

Arbeitslosenhilfe beziehen, nutzen diese früheste Gelegenheit, sich vom Arbeits-

markt zurückzuziehen. 

Abbildung 6 verdeutlicht auch, dass der vorgezogene Ruhestand mit Bezug von 

Vorruhestandsgeld bei Altersteilzeit im Verhältnis zur Arbeitslosigkeitslösung weni-

ger attraktiv ist bzw. einer kleineren Zahl von älteren Beschäftigten offen steht. Dies 

könnte darauf zurückzuführen sein, dass die Frühverrentung bei Arbeitslosigkeit für 

Arbeitgeber im Regelfall die kostengünstigere Alternative darstellt. Dennoch zeigt 

sich das unter Berücksichtigung der Anspruchsvoraussetzungen erwartete Bild. Bei 

Männern setzt die Abhängigkeit von Vorruhestandsgeld mit dem 55. Lebensjahr ein. 

Sie gewinnt genau zwei Jahre vor Erreichen der Altersgrenze zur Altersrente nach 

Altersteilzeit (von 60 Jahren) deutlich an Bedeutung. Der Anteil der Männer, deren 

Einkommen überwiegend aus Vorruhestandsgeld besteht, verdoppelt sich auf gut vier 

Prozent. 

Es ist wenig überraschend, das mit Überschreiten der Altersgrenze von 60 Jah-

ren Sonderformen des Rentenzugangs drastisch an Bedeutung verlieren. Bei Männern 

vollzieht sich der Übergang in den Ruhestand bei denjenigen, die noch im Erwerbs-

leben verblieben sind, bis zur Regelarbeitsgrenze kontinuierlich. Der Anteil derjeni-

gen, die ihr Haupteinkommen aus der Gesetzlichen Rentenversicherung beziehen, 

steigt relativ gleichmäßig an. Anders ist es bei den Frauen, die fast vollständig mit 61 

Jahren endgültig aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Dem widerspricht nicht, dass 

ein Gutteil der Frauen erst mit 65 erstmals eine Altersrente bezieht (vgl. Abbil-

dung 3). Dies betrifft überwiegend Frauen, die im hier betrachteten Fenster bereits 

nicht mehr erwerbstätig sind und daher in Abbildung 6b nicht erfasst sind. Ansonsten 

unterscheidet sich der Übergang älterer – berufstätiger – Frauen in den Ruhestand 

                                                           
23

  Die in Abbildung 5 sichtbare relativ hohe Abhängigkeit der 61-Jährigen von Arbeitslosengeld 
ist darauf zurückzuführen, dass das Sozio-Oekonomische Panel keine stichtagsgenaue Bestim-
mung des Lebensalters zulässt. Dadurch wird einem Teil der 60-Jährigen das Alter 61 zugewie-
sen. 
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nicht wesentlich von dem der Männer. Allenfalls ist das Niveau der Inanspruchnah-

me von Arbeitslosen- bzw. Vorruhestandsgeld in den betroffenen Altersjahren (58-

59) leicht geringer. Hier wirkt sich aus, dass Frauen mit der Altersrente für langjährig 

versicherte Frauen ein spezifischer, regulärer Weg zum frühzeitigen Eintritt in den 

Ruhestand mit 60 Jahren offen steht. 

4 Ausblick 

Die empirische Analyse des derzeitigen Rentenzugangsverhaltens in Deutschland 

steht im Einklang mit der ökonomischen Theorie der Anreizeffekte. Sowohl das im 

Durchschnitt niedrige Renteneintrittsalter als auch die unter konkurrierenden Renten-

zugangswegen gewählten Übergangspfade scheinen einem optimierenden Rationali-

tätskalkül zu entspringen, wie es den im zweiten Abschnitt diskutierten ökonomi-

schen Modellen der individuellen Ruhestandsentscheidung zugrunde liegt. Die 

Tendenz zu frühzeitigem Ruhestand ist vor allem deshalb so stark, weil die ökonomi-

schen Anreize bei den Akteuren beider Marktseiten in die gleiche Richtung wirken 

und sich somit gegenseitig verstärken. 

Auf der Arbeitsnachfrageseite haben Unternehmen den Anreiz, zur Restruktu-

rierung ihrer Belegschaften ältere Arbeitnehmer früh zu verrenten, um sie gegen jün-

gere Arbeitskräfte auszutauschen. Diese Praxis wird durch verschiedene Maßnahmen 

wie die Förderung der Altersteilzeit und die verlängerte Bezugsdauer von Arbeitslo-

sengeld für ältere Arbeitlose staatlich gefördert, so dass sich die Arbeitsmarktchan-

cen älterer Arbeitnehmer zusätzlich verschlechtern. Hinzu kommt, dass das geltende 

Kündigungsschutzrecht bei betriebsbedingten Entlassungen die Berücksichtigung 

sozialer Gesichtspunkte vorschreibt. Diese Regelung wird nicht selten dahingehend 

interpretiert, dass jüngere Arbeitnehmer einen höheren Schutzanspruch haben als 

ältere Arbeitsnehmer, wenn diesen die Möglichkeit des vorzeitigen Ruhestands offen 

steht. Hierdurch können die Unternehmen bei organisationsbedingten Kündigungen 

möglicherweise nicht die am wenigsten produktiven Arbeitnehmer entlassen, sondern 

nur die am leichtesten zu entlassenden – älteren – Arbeitskräfte. Auf der Arbeitsan-

gebotsseite fördert der Staat dagegen über nicht anreizneutrale Rentenzugangsrege-

lungen ein frühes Ausscheiden älterer Arbeitnehmer aus dem Arbeitsmarkt. 
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Die wirtschaftpolitischen Handlungsanweisungen, die aus dieser Diagnose fol-

gen, sind offensichtlich. Soll mit Blick auf die demographische Entwicklung der 

Trend zur Frühverrentung umgekehrt werden, um eine finanzielle Entlastung der 

Gesetzlichen Rentenversicherung durch eine günstigere Relation von Beitragszahlern 

und Rentenempfängern zu erreichen, gibt es die folgenden Handlungsalternativen: 
 

– Eine Möglichkeit ist, das Zeitfenster zum Übergang in den Ruhestand zu verklei-

nern oder ganz zu schließen. Dies bedeutet eine Einschränkung (bis hin zur völli-

gen Beseitigung) der individuellen Wahlfreiheit, so dass die fortbestehenden öko-

nomischen Anreizstrukturen durch institutionelle Beschränkungen unwirksam 

werden. Eine solche Strategie, die auf Zwang aufbaut, erscheint allerdings ord-

nungspolitisch bedenklich und führt möglicherweise zu unnötigen Wohlfahrtsver-

lusten. Die flexible Altersruhegrenze ist eine sozialpolitische Errungenschaft, die 

nicht einfach aufgegeben werden kann. 
 

– Die andere Möglichkeit besteht darin, dass die bestehenden Anreize zur Frühver-

rentung auf beiden Seiten des Arbeitsmarkts beseitigt werden, um auf diesem 

Weg die Interessenkoalition von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu Lasten von 

Staat und Sozialversicherungen zu überwinden. Dies verlangt auf der Arbeitsan-

gebotsseite, für das durch flexible Altersgrenzen entstehende Zeitfenster versiche-

rungsmathematische Neutralität der Rentenversicherung sicherzustellen. Auf der 

Arbeitsnachfrageseite ist es erforderlich, direkte oder indirekte Subventionierun-

gen betrieblicher Reorganisation durch Frühverrentung abzuschaffen und die ar-

beitsmarktpolitischen Instrumente auf die berufliche Integration (eventuell ar-

beitsloser) älterer Arbeitnehmer auszurichten. Das erhöhte Arbeitslosigkeitsrisiko 

älterer Arbeitskräfte ließe sich durch Lohnflexibilisierung oder gelockerten Kün-

digungsschutz Ursachen gerecht bekämpfen. 
 

Die Wahl der zweiten Alternative bedeutet nicht, dass die Gesetzliche Rentenversi-

cherung als Ganzes versicherungsmathematisch neutral ausgestaltet werden muss. 

Umlageverfahren und Umverteilungsziele müssen daher nicht grundsätzlich aufgege-

ben werden. Diese beiden Eigenschaften eines Rentensystems setzen jedoch eine 

Versicherungspflicht voraus, die durch die (begrenzte) Möglichkeit zur Wahl des 

Renteneintrittsalters gerade aufgehoben wird. Darum können sie für die Dauer des 
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durch Flexibilisierung der Altersgrenzen geöffneten Zeitraums nicht durchgehalten 

werden. 

Versicherungsmathematische Neutralität des Rentensystems bei vorgezogenem 

Ruhestand ist im Übrigen nur eine notwendige, keineswegs jedoch eine hinreichende 

Voraussetzung dafür, dass die Zahl der Frühverrentungen tatsächlich zurückgeht. 

Wenn der Wunsch älterer Arbeitnehmer nach einem frühen Ausscheiden aus dem 

Erwerbsleben stark genug ist, dass sie dafür substanzielle Einbußen bei ihrem Alters-

seinkommen hinzunehmen bereit sind, werden sie sich weiterhin zum Eintritt in den 

Ruhestand vor der Regelaltersgrenze entscheiden. Zudem unterliegen ältere Arbeit-

nehmer vermutlich auch weiterhin einem durch die betriebliche Praxis bedingten 

erhöhten Arbeitsplatzrisiko, das Arbeitslose in den Ruhestand führt, die eigentlich 

noch eine Beschäftigung anstreben. 

Mit der Rentenreform von 1992 wurde mit dem Ziel, die effektive Lebensar-

beitszeit zu verlängern, eine weitreichende Neuausrichtung der geltenden Regelungen 

zum Rentenzugang vorgenommen. Die Reform beruht auf einer Kombination der 

hier gegenübergestellten Ansätze der Vermeidung der Frühverrentung. Im Verlauf 

einer langen Übergangsperiode, werden die Zugangsmöglichkeiten zu vorgezogenem 

Ruhestand zunehmend eingeschränkt, während gleichzeitig eine Annäherung an die 

versicherungsmathematische Neutralität der Rentenversicherungsbeiträge älterer Ar-

beitnehmer angestrebt wird. Der rechtliche Zustand während der Übergangsperiode 

ist außerordentlich kompliziert, weil sich diverse Übergangsfristen und Vertrauens-

schutzregeln überlagern.
24

 Daher wird im Folgenden nur der Endzustand betrachtet. 

Abbildung 7 gibt eine Übersicht über die vom Jahr 2012 an geltenden renten-

rechtlichen Bestimmungen. Zunächst bringt die Rentenreform gegenüber dem heuti-

gen Zustand eine deutliche Verringerung der Zahl der konkurrierenden Zugangspfa-

de. Langfristig gibt es nur noch vier Rentenarten: Die spezifische Altersrente mit 60 

Jahren für Frauen wird ebenso abgeschafft wie vorgezogene Altersrenten nach Ar-

beitslosigkeit und Altersteilzeit.
25

 
                                                           
24

  Die Anpassung der Rentenabschläge bei vorgezogenem Ruhestand ist bereits im Jahr 2004 
vollständig verwirklicht. Die institutionellen Veränderungen der Rentenzugangspfade werden 
dagegen erst nach 2012 voll wirksam. 

25
  Das Altersteilzeitgesetz läuft im Jahr 2010 endgültig aus. Bereits von 2004 an kann kein neuer 

Anspruch auf Altersteilzeit mehr erworben werden. 
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Abbildung 7:  Rentenarten, Altersgrenzen und Rentenhöhe nach 2012 
 Alter 

Rentenart 58 59 60 61 62 63 64 65 66 67 

 
Erwerbsmin-
derungsrente 

 

89,2 89,2 89,2 92,8 96,4 100,0     

Flexible 
Altersrente 
für Schwer-
behinderte 

  89,2 92,8 96,4 100,0     

Flexible 
Altersrente 
für langjährig 
Versicherte 

    89,2 92,8 96,4 100,0   

 
Regelaltersrente 
 

       100,0 106,0 112,0 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Durch diese Maßnahmen werden wesentliche direkte und indirekte Subventio-

nierungen der betrieblichen Frühverrentungspraxis, die einen Verstoß gegen die sozi-

alpolitische Systematik darstellen, beseitigt. Das Unternehmerrisiko einer aus be-

triebswirtschaftlicher Sicht ungünstig strukturierten Belegschaft, das derzeit noch 

teilweise in die Sozialversicherungen, die eigentlich der Absicherung von Arbeit-

nehmerrisiken dienen, verlagert wird, wird in Zukunft durch die Rentenreform 1992 

wieder zurück auf die Ebene der Betriebe verlagert. Bei einer dynamischen Sichtwei-

se verbessert die Internalisierung des betrieblichen Arbeitsmarktrisikos darüber hin-

aus die Beschäftigungschancen älterer Arbeitnehmer. Durch Verteuerung betriebs-

wirtschaftlich motivierter Frühverrentung werden zusätzliche unternehmerische 

Investitionen in Aufbau und Erhalt des Humankapitals älterer Betriebsmitglieder 

lohnend, die diesen einen längeren Verbleib auf dem Arbeitsmarkt ermöglichen. 

Hierin zeigt sich deutlich ein Paradigmenwechsel der Sozialpolitik weg von ei-

ner Frühverrentung älterer Arbeitnehmer mit dem Ziel der Entlastung des Arbeits-

markts. Bei den verbleibenden Rentenarten wird – mit Ausnahme der Regelaltersren-

te – die Regelaltersgrenze angehoben. Für langjährig Versicherte steigt sie um zwei 

Jahre (auf 65 Jahre), für Schwerbehinderte um drei Jahre (auf 63 Jahre). Erwerbsge-

minderte Personen haben weiterhin einen altersunabhängigen, an das Vorliegen einer 



 29

Erwerbsminderung gebundenen Rentenanspruch. Eine Vollrente wird aber nur ge-

währt, wenn die gesundheitliche Einschränkung nach dem 63. Lebensjahr eintritt. 

Unabhängig von dieser Heraufsetzung der Altersgrenzen belässt das neue Sy-

stem langjährig Versicherten und gesundheitlich Eingeschränkten die Möglichkeit 

eines um bis zu drei Jahren vorgezogenen Renteneintritts. Schwerbehinderte können 

also auch in Zukunft grundsätzlich zum gleichen Zeitpunkt, Versicherte mit langen 

Beitragszeiten sogar um ein Jahr früher in Ruhestand gehen als bisher. Für jeden 

Monat des gegenüber der relevanten Altersgrenze vorgezogenen Renteneintritts müs-

sen sie jedoch – anders als bisher – einen permanenten Rentenabschlag in Höhe von 

0,3 Prozent auf ihre bereits erworbenen Rentenansprüche hinnehmen.
26

 Ein Versi-

cherter, der drei Jahre vor der vorgesehenen Altersgrenze in Ruhestand gehen möch-

te, verliert also 10,8 Prozent seines Altersruhegelds. Dies ist der Preis für die längere 

Inanspruchnahme der Rente. Umgekehrt erhalten Versicherte, die über die Regelal-

tersgrenze hinaus arbeiten, einen Rentenzuschlag von sechs Prozent pro Jahr. 

Die Verteuerung des vorgezogenen Ruhestands erhöht den Optionswert eines 

längeren Verbleibs im Erwerbsleben und wirkt daher grundsätzlich in die politisch 

gewünschte Richtung. Ob die vorgesehene Reform ausreicht, um das Ruhestandsalter 

effektiv zu erhöhen, ist eine empirische Frage. Tabelle 1 stellt die Rentenminderung, 

die vorzeitig in den Ruhestand tretende Arbeitnehmer nach der Rentereform 1992 

künftig in Kauf nehmen müssen, den Rentenabschlägen gegenüber, die sich bei einer 

versicherungsmathematisch neutralen Gestaltung der Übergangsphase in den Ruhe-

stand (und konstanten Sozialversicherungsbeiträgen) ergeben. Als Referenz dient der 

durch die Regelaltersgrenze vorgesehene Rentenzugang mit 65 Jahren.Die hier vor-

genommene Rechnung beruht auf dem Gegenwartswert aller Beitrags- und Renten-

zahlungen, die für Männer (bei einer angenommenen Beitragszeit von 40 Jahren) in 

Abhängigkeit vom gewählten Rentenzugangsalter bis an das Lebensende anfallen. 

Die sich nach der Reform ergebenden Einkommensminderungen sind daher deutlich 

größer als es die Kürzung des Rentenzugangsfaktors (vgl. Abbildung 7) nahe legt. 

Dies liegt daran, dass der Rentenanspruch im Vergleich zum Ruhestand mit 65 Jah-

                                                           
26

  Technisch erfolgt dies durch Anwendung eines entsprechenden Rentenzugangsfaktors bei der 
Ermittlung des aktuellen Rentenwerts. Referenz für den Abschlag ist also nicht die (fiktive) Al-
tersrente, die bei Weiterarbeit bis zur für die Rentenart relevanten Altersgrenze erreicht wird. 
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ren durch die verkürzte Beitragszeit zusätzlich sinkt und den durch Frühverrentung 

gesparten Beiträgen eine deutlich längere Periode geminderter Renten gegenüber 

steht.
27

 

Tabelle 1 verdeutlicht, dass die Rentenreform 1992 zwar eine Annäherung an 

eine versicherungsmathematisch neutrale Ausgestaltung der Frühverrentung voll-

zieht, die ökonomischen Anreize für einen vorzeitigen Renteneintritt jedoch nicht 

vollständig beseitigt. Der Einkommensverlust, der für den betrachteten Beispielrent-

ner bei Eintritt in den Ruhestand mit 62 Jahren entsteht, beträgt nach der Neurege-

lung 18,3 Prozent der Transferansprüche bei Rentenzugang im Alter von 65 Jahren. 

Anreizneutral wäre dagegen eine Rentenkürzung um 22,4 Prozent. Umgekehrt sind 

                                                           
27

  Die unmittelbaren Effekte der verkürzten Beitragszeit im Erwerbsleben zeigen sich bei den für 
die Situation vor der Rentenreform 1992 ermittelten Einkommensminderungen, weil zwischen 
1973 und 1992 keine direkten Rentenminderungen bei Eintritt in den Ruhestand vor Erreichen 
der Regelaltersgrenze vorgenommen wurden. 

Tabelle 1: Effektive Anpassungsfaktoren der Rentenhöhe für den 
Rentenzugang im Alter zwischen 60 und 70 Jahren 

Rentenzugang 
im Alter von ... 

Jahren 
1972-1992 ab 2010 

versicherungs-
mathematisch 

neutral 

60 87,5 ---a 66,0 
61 90,0 ---a 71,5 
62 92,5 81,7 77,6 
63 95,0 87,8 84,3 
64 97,5 93,9 91,7 
65 100,0 100,0 100,0 
66 109,9 108,5 109,2 
67 120,1 117,0 119,6 
68 123,0 125,5 131,2 
69 125,8 134,0 144,4 
70 128,7 142,5 159,4 

a Rentenzugang nicht mehr möglich. 

Rente nach Rentenzugangsalter in Prozent der Rente bei einem Zugang im Alter 
von 65 Jahren, bei einem Arbeitsleben von 40 Jahren. Die 
versicherungsmathematisch neutralen Renten sind berechnet für eine 
Diskontrate von 3 Prozent und die Überlebenswahrscheinlichkeiten eines 
Mannes, basierend auf den Sterbetafeln 1992/94. 

Quelle: Börsch-Supan (1999, S. 20) 
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auch die Rentenzuschläge bei späterem Renteneintritt nicht hoch genug, um Erwerbs-

tätigkeit über die Regelarbeitsgrenze hinaus attraktiv zu machen. 

Es ist daher auch weiterhin zu erwarten, dass ältere Arbeitnehmer, die eine 

Wahlmöglichkeit haben und über ausreichende finanzielle Ressourcen verfügen, die 

ihnen offen stehenden Zugangspfade zum vorgezogenen Ruhestand nutzen werden. 

Wegen der Verschiebung des Zeitfensters zum Vorruhestand dürfte das durchschnitt-

liche Rentenzugangsalter allerdings trotzdem zunehmen. Zugleich wächst wahr-

scheinlich der Druck auf die Renten bei Erwerbsminderung und Schwerbehinderung, 

die nach der Abschaffung der Renten nach Arbeitslosigkeit und Altersteilzeit den 

frühesten Rentenzugang erlauben. Die Erfahrungen der Vergangenheit geben deutli-

che Hinweise darauf, dass die Inanspruchnahme dieser Rentenart deutlich reagiert, 

wenn sich die Bedingungen für andere Rentenarten verbessern oder verschlechtern 

(vgl. Jacobs et al., 1991). 

Die mit der Rentenreform 1992 vorgenommene dauerhafte Festschreibung der 

Rentenzugangsfaktoren bei vorzeitigem Ruhestand lässt zudem außer Acht, dass sich 

die Bedingungen für versicherungsmathematische Neutralität im Zeitablauf verän-

dern, nicht zuletzt als Folge demographischer Entwicklungen. Unter anderem hängen 

künftige Entscheidungen über das optimale Ruhestandsalter ab von der künftigen 

Entwicklung der 
 

– Alterslast: Steigen als Folge demographischer Alterung die Rentenversicherungs-

beiträge, erhöht sich der Einkommensvorteil durch bei Frühverrentung gesparte 

Beiträge; der Rentenzugangsfaktor bei Frühverrentung müsste weiter verringert 

werden. 

– Lebenserwartung: Verlängern sinkende Sterberaten die durchschnittliche Ver-

weildauer im Ruhestand, erhöhen sich die mit Rentenabschlägen bei Frühverren-

tung verbundenen Einkommensverluste bis zum Lebensende; der Rentenzugangs-

faktor müsste weniger verringert werden. 
 

Daneben dürften die individuellen Ruhestandsentscheidungen in Zukunft durch Ein-

kommenseffekte beeinflusst werden. Führt der demographische Wandel zu höheren 

Löhnen für knapper werdende Arbeitskräfte bzw. zu niedrigerer Arbeitslosigkeit und 

ist die freie Verfügbarkeit von Zeit ein normales Gut, dann könnten auf beiden Seiten 

des Arbeitsmarkts die Anreize zur Frühverrentung abnehmen. Positive Anreize für 
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den längeren Verbleib im Erwerbsleben könnten auch von einer langfristigen Sen-

kung des umlagefinanzierten Rentenniveaus ausgehen, wie sie zum Beispiel Gegen-

stand der Rentenreform 2001 ist. Insbesondere für einkommensschwache Arbeit-

nehmer könnten Einkommensverluste, wie sie in Tabelle 1 beschrieben werden, nicht 

tragbar sein, ohne die materielle Absicherung im Alter zu gefährden. 

Erweisen sich solche Faktoren als zu schwach oder der Wunsch älterer Arbeit-

nehmer nach einem vorgezogenen Ruhestand selbst nach anreizneutraler Ausgestal-

tung des Rentenzugangs als zu stark, verbleibt als politische Handlungsoption ver-

mutlich nur die Einschränkung des individuellen Handlungsspielraums durch 

strenger gesetzte Voraussetzungen für eine Frühverrentung. Auch die Pflicht zur län-

geren Lebensarbeitszeit wird jedoch eine Absetzbewegung aus der Gesetzlichen Ren-

tenversicherung in versicherungsfreie Formen der Beschäftigung nicht verhindern 

können, wenn diese in den kommenden Jahrzehnten unter wachsenden demographi-

schen Druck gerät. 
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